

UNTERHALTSREGLEMENT

DER BODENVERBESSERUNGSKÖRPERSCHAFT

……………………………………………………………..
Die Generalversammlung der Bodenverbesserungskörperschaft


gestützt:

-
auf das Bundesgesetz vom 29. April 1998 über die Landwirtschaft und die Strukturverbesserungsverordnung vom 7. Dezember 1998;

-
auf das Einführungsgesetz vom 22. November 1911 zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch für den Kanton Freiburg (EGZGB);

-
auf das Strassengesetz vom 15. Dezember 1967 (StrG) und sein Ausführungsreglement;

-
auf das Gesetz vom 30. Mai 1990 über die Bodenverbesserungen (GBO) und sein Ausführungsreglement vom 11. August 1992;

-
auf die Statuten der Körperschaft,


beschliesst:

	
	I.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN


	
	ART. 1



	Geltungs-

bereich
	1Diesem Reglement unterstellt sind die von Bund und Kanton subventionierten Körperschaftswerke (nachfolgend: Werke), d.h. insbesondere:

-
die Wege,

-
die Entwässerungen und Kanalisationen (Drainagen, Pumpanlagen, offene Gerinne, Schlammsammler, Sammelleitungen),

-
die Pflanzungen und die ökologischen Massnahmen.

2Diese Werke figurieren auf dem Übersichtsplan und auf den beim Sekretär der Körperschaft und beim Kantonalen Amt für Landwirtschaft (nachfolgend: das Amt) hinterlegten Ausführungsplänen. Diese Pläne sind integrierender Bestandteil dieses Reglements.


	
	ART. 2



	Unterhalts-

pflicht
	1Die Werke sind sachgemäss zu unterhalten.

2Jede Abweichung von der Unterhaltspflicht muss der Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft (nachfolgend: die Direktion) zur Genehmigung unterbreitet werden.

3Das Strassengesetz vom 15. Dezember 1967 bleibt vorbehalten.


	Änderung des

Werkgebrauchs
	ART. 3

Eine Änderung im Gebrauch der Werke kann nur mit Zustimmung der Direktion erfolgen.


	Aufsicht
	ART. 4

Das Amt übt die Aufsicht über die Werke aus, auch wenn diese von Dritten, insbesondere von Gemeinden, übernommen werden.


	
	ART. 5



	Übernahme der

Werke und der

Unterhalts-

pflicht
	1Die Schätzungskommission entscheidet, ob die Werke dem Eigentum der Gemeinden oder der Betroffenen zugewiesen werden (Art. 95, 96 und 97 GBO).

2Die Übernahme der Werke erfolgt grundsätzlich direkt nach deren Abnahme durch die Körperschaft. Wer die Werke übernimmt, muss an der Abnahme vertreten sein.

3Wer die Werke übernimmt, ist für den Unterhalt zuständig.


	Verantwort-

licher für den

Unterhalt
	ART. 6

Der Vorstand bezeichnet eine Person, welche die regelmässige Aufsicht über die Werke und ihren laufenden Unterhalt zu gewährleisten hat, und erstellt zu diesem Zweck ein Pflichtenheft, das vom Amt zu genehmigen ist.


	Der Körper-

schaft vorbe-

haltene Rechte
	ART. 7

Für den Unterhalt und die Instandsetzung eines Werkes behält sich die Körperschaft das Zutrittsrecht zu allen Parzellen vor. Sie kann einen Platz für kurze Zeit unentgeltlich in Anspruch nehmen, um das notwendige Material und die erforderlichen Maschinen abzustellen. Entsteht dadurch ein grosser Schaden, so werden die Betroffenen entschädigt.


	Mauern und

Einfriedungen
	II.
WEGE *
ART. 8

1Mauern und Einfriedungen dürfen nur in einem Abstand von mindestens 1,65 m vom Fahrbahnrand erstellt, wiederhergestellt oder erhöht werden. Das Gemeindereglement bleibt vorbehalten.

2In einem Abstand von 1,65 m von der Fahrbahn beträgt die Höhe der Mauern und Einfriedungen ab der entsprechenden Höhe des Fahrbahnrandes höchstens 1 m. Über diesen Abstand von 1,65 m hinaus ist eine grössere Höhe erlaubt, sofern sie die Sicht der Benützer nicht behindert.

3Der Vorstand kann Ausnahmen gestatten, dies vor allem für Stützmauern.

4Einfriedungen aus Stacheldraht und andere für Mensch und Tier gefährliche Einfriedungen sind entlang den Wegen verboten.


	Wälder
	ART. 9

1Längs der Wege, die einen Wald durchqueren oder an einem Wald entlangführen, muss eine für die Verkehrssicherheit ausreichende Zone geschlagen werden.

2Die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen über die Rodungen bleiben vorbehalten.


*Anmerkung:

Öffentliche Flurwege, Art. 95 Abs. 2 GBO: "Die Schätzungskommission kann nicht übernommene Wege zu öffentlichen Flurwegen erklären."

Art. 255 EGZGB: "Die öffentlichen Flurwege sind solche, die zur Bewirtschaftung einer unbestimmten Anzahl von Grundstücken erforderlich sind. Sie sind durch die Gemeinde, in deren Gebiet sie sich befinden, abzustecken und zu unterhalten."
Privatfussweg, Art. 257 EGZGB: "Der Unterhalt des Fussweges obliegt dem Eigentümer des Grundstücks, zu dessen Gunsten das Wegrecht besteht. Dient der Fussweg zum Be​trieb mehrerer Grundstücke, so finden die auf die Feldwege bezüglichen Bestimmungen Anwendung."
Öffentlicher Fussweg, Art. 259 EGZGB: "Der öffentliche Fussweg ist von der Gemeinde, deren Gebiet er in Anspruch nimmt, zu unterhalten".
	
	ART. 10



	Brunnen,

Jauchegruben,

Miststöcke
	Die Brunnen, Zisternen, Klärgruben, Jauchegruben und Jaucheausläufe, Miststöcke und andere ähnliche Anlagen müssen genügend weit vom Strassenrand entfernt sein. Sie sind so anzulegen, dass sie weder den Weg noch seine Benützer behelligen.



	
	ART. 11



	Verschiedene

Ablagen
	1Längs der Wege müssen Ablagen und Materialanhäufungen mindestens 5 m von der Fahrbahn entfernt sein.

2Auf keinen Fall dürfen sie in Kurven und Zufahrten die Sicht behindern. Die Stapelung ist abrutschsicher zu erstellen.


	
	ART. 12



	Sonderfälle
	In den Kurven und allgemein, wenn es die Sicherheit erfordert, kann der Vorstand die Bedingungen festsetzen oder die in Artikel 8 bis 11 enthaltenen Regeln verschärfen.


	
	ART. 13



	Verbote
	1Es ist verboten, die Wege zu versperren, zu verschmutzen oder zu beschädigen.

2Es ist insbesondere verboten:

-
die Schultern der Wege zu bestellen; diese werden von den Eigentümern der anliegenden Grundstücke begrünt,

-
auf den Schultern Unkrautbekämpfungsmittel zu verwenden, das den Rasen zerstört,

-
bei der Bodenbearbeitung mit den Fahrzeugen auf den Wegen zu wenden,

-
Wasser oder andere Flüssigkeiten auf die Wege zu leiten oder darüber fliessen zu lassen,

-
Holz, Abfälle, Erde, Unkraut und Steine auf die Fahrbahn und die Schultern zu werfen,

-
Grossvieh auf den Böschungen und Schultern der Wege weiden zu lassen,

-
an den an den Weg angrenzenden Grundstücken eine Änderung vorzunehmen, welche die Festigkeit des Wegs oder die Ver​kehrs​sicherheit gefährdet,

-
in der Nähe der Wege ohne hinreichende Abschrankungen Gräben oder andere Baugruben auszuheben,


	
	-
Ableitungsgräben, Rinnen oder Durchlässe zu verstopfen oder zu beschädigen, die dazu bestimmt sind, das Abwasser des Wegs und der angrenzenden Grundstücke zu sammeln und abzuleiten;

-
auf den Wegen Holz zu schleifen; Artikel 89 Absatz 2 StrG bleibt vorbehalten,

-
Holz gegen die Fahrbahn hinunterrollen oder -rutschen zu lassen,

-
Fahrzeuge auf dem Weg oder auf den Ausweichstellen abzustellen.

3Wer einen Weg verschmutzt oder versperrt, muss ihn unverzüglich wieder instandsetzen, andernfalls werden ihm die Instandsetzungskosten auferlegt.


	Pflichten der

Eigentümer
	ART. 14

Die Eigentümer sind verpflichtet:

-
die Schultern und Böschungen der Wege, die an ihre Grundstücke angrenzen, zu mähen und zu unterhalten,

-
dem Vorstand alle bei einem Werk festgestellten Mängel, wie Risse bei einer Brücke, beschädigte Abschrankungen, Senkungen oder Rutschungen von Böschungen, zu melden.


	Verkehrs-

beschränkung
	ART. 15

Der Vorstand kann gemäss der Spezialgesetzgebung über den Strassenverkehr und mit dem Einverständnis des Amtes beantragen, dass für bestimmte Bodenverbesserungswege Verkehrs-, Geschwindigkeits- oder Belastungsbeschränkungen erlassen werden.

Bei Verkehrsbeschränkungen oder wenn Wege dem Gemeingebrauch zugewiesen werden sollen oder nicht, wird die Kommission für den Verkehr auf Meliorations- und Forststrassen angehört.


	
	ART. 16



	Ungewöhnliche

Abnützung
	1Haben Transporte (z.B. Ausbeutung von Kiesgruben, Transport von Bau- oder anderem Material) eine ungewöhnliche Abnützung oder Beschädigung der Wege zur Folge, so kann jener, der diese Transporte angeordnet, subsidiär jener, der sie unternommen hat, zur Tragung der Ausbesserungs- oder Unterhaltskosten herangezogen werden.

2Dieser Kostenbeitrag wird vom Vorstand festgesetzt und dem Unterhaltsfonds zugeführt.


	
	III.
ENTWÄSSERUNGEN - KANA​LISATIONEN
ART. 17



	Hauptwerke
	1Der Unterhalt der Sammelleitungen, Gräben, Pumpanlagen, Schlammsammler, Kanalisationen und anderen wichtigen Werke geht zu Lasten der Körperschaft. Artikel 97 GBO bleibt vorbehalten.

2Diese Werke figurieren in den in Artikel 1 Absatz 2 ge​nannten Plänen.


	
	ART. 18



	Nebenwerke
	1Der Unterhalt und die Instandstellung der Drainagen und der Zuleitungen gehen gemäss den erwachsenen Vorteilen zu Lasten der Eigentümer der Grundstücke.

2Diese Werke figurieren in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Plänen.


	
	ART. 19



	Gräben und

offene Gerinne
	1Der Unterhalt der Gräben und offenen Gerinne erstreckt sich auf die folgenden Teile:

-
die Kanalsohle und ihre Befestigungen,

-
die Längsschwellen und Schwellen, ihre Befestigungen,

-
die Böschungen,

-
die Überfälle, Fischrefugien und Brückenwiderlager.

2Die Böschungen müssen so oft wie nötig, im allgemeinen zweimal pro Jahr, gemäht werden. Das gemähte Gras muss ausserhalb der Böschungen verbracht und von den Eigentümern der anliegenden Grundstücke entfernt werden.

3Die Kanäle müssen regelmässig gereinigt werden; das an​fallende Material steht den Eigentümern der anliegenden Grundstücke zur Verfügung.

4Das Abflussprofil muss immer frei gehalten werden.

Der Unterhalt der Anlagen zur Stauung von Wasser (Schieber für die Bewässerung oder andere) obliegt den Benützern dieser Anlagen.


	
	ART. 20



	Pumpanlagen
	Der Verantwortliche für den Unterhalt hält sich an das vom Vorstand erstellte Pflichtenheft.


	
	ART. 21



	Schlammsammler


	Die Schlammsammler müssen so oft wie nötig geräumt werden, und das Material muss entfernt werden.


	
	ART. 22



	Verbote
	Um den guten Betrieb der Werke zu gewährleisten, ist es verboten:

-
in den entwässerten Sektoren Bäume oder Büsche mit tiefen Wurzeln, wie Weiden, Pappeln, Erlen, Eschen, Espen oder andere Pflanzen, zu setzen, welche die Leitungen ver​stopfen könnten,

-
Bäume oder Büsche in einem Abstand von weniger als 10 m von den Leitungen entfernt zu pflanzen,

-
irgendwelche Gegenstände oder Abfälle in die Kanäle, Kanalisationen, Schlammsammler und Schächte zu werfen oder diese abzudecken,

-
mit Wagen, Traktoren oder anderen Maschinen über nicht befahrbare Schächte zu fahren,

-
die Merkpfähle der Schächte zu entfernen,

-
die Schächte ganz oder teilweise offen zu lassen,

-
Vieh auf den Böschungen der Kanäle weiden zu lassen,

-
ohne schriftliche Zustimmung des Vorstandes Änderungen an den Anlagen, wie Einlauf- und Auslaufköpfe, Schächte und Leitungen, vorzunehmen oder in den entwässerten Sektoren Gräben auszuheben.


	
	ART. 23



	Pflichten der

Eigentümer​
	Die Eigentümer sind verpflichtet:

-
die Schächte und die Entwässerungsrinnen auf ihren Grundstücken zu reinigen,

-
die Einlauf- und Auslaufköpfe der Kanalisationen und Schächte frei zu halten,

-
die bei den Anlagen festgestellten Mängel, insbesondere den Wasserstau in den Schächten, Auslaufköpfen und anderen Anlagen, dem Vorstand zu melden,

-
das im Rahmen des normalen Unterhalts der Kanäle anfallende Material zu entfernen oder auf ihrem Grundstück zu verteilen.


	
	ART. 24



	Spätere

An​schlüsse

in​ner​halb und

aus​serhalb des

Perimeters
	1Im Falle eines Anschlusses oder einer Erweiterung neuer Entwässerungen oder Kanalisationen unterbreitet der Vorstand dem Amt das Gesuch zusammen mit den erforderlichen Plänen.

2Die Ausführungskosten dieser Anschlüsse gehen zu Lasten des interessierten Eigentümers.

3Die Rechte und Pflichten des Eigentümers, der in den Genuss des Anschlusses kommt, jedoch nicht Mitglied der Körperschaft ist, werden bei der Erteilung der Anschlussbewilligung geregelt.


	
	ART. 25



	Anschluss des

Wassers der

Gebäude
	1Die Leitungen, die das Wasser der Dächer, Brunnen oder Höfe der Gebäude (Sauberwasser) aufnehmen, dürfen nur an die Körperschaftswerke angeschlossen werden, wenn diese das zusätzliche Wasser problemlos aufnehmen können. Diese Anschlüsse erfordern ein Gesuch der Körperschaft an das Amt.

2Abwasser aus häuslichem, gewerblichem und industriellem Gebrauch ist in den Leitungen der Körperschaft nicht zugelassen.

3Der Anschluss der Klärgruben an die Körperschaftswerke muss in einer schriftlichen und vom Amt genehmigten Vereinbarung geregelt werden.


	Verbot
	IV.
PFLAN​ZUNGEN UND ÖKO​LOGISCHE MASS​NAHMEN
ART. 26

Es ist verboten, die auf Anordnung der Körperschaft gepflanzten Hecken, Bäume und Wälder, insbesondere jene entlang den Wegen und Kanälen (Windschutzstreifen, Schutzanpflanzung usw.), in irgendeiner Weise zu beschädigen.


	
	V.
UNTERHALTSKOSTEN
ART. 27



	Finanzierung

des Unterhalts
	Die Unterhaltskosten werden finanziert durch:

-
die Mitgliederbeiträge;

-
die Beiträge Dritter:

-
den Unterhaltsfonds;

-
die Anschlussgebühren;

-
die Einkünfte aus den Pachtzinsen und dem Verkauf von Grundstücken, die der Körperschaft gehören.


	Einmalige

Abgabe
	ART. 28

Für jede nichtlandwirtschaftliche Verwendung der Bodenverbesserungswerke erhebt der Vorstand eine einmalige Abgabe, die dem Unterhaltsfonds zugeführt wird.


	
	VI.
STRAFBESTIMMUNGEN


	
	ART. 29



	Straffolge
	Wer ein Werk beschädigt, macht sich gemäss Artikel 144 des Strafgesetzbuches strafbar (Art. 178 Abs. 1 GBO).


	Zivilrechtliche

Vorschriften
	ART. 30

Schadenersatzansprüche bleiben vorbehalten (Art. 178 Abs. 2 GBO).


	Verteilung des

Reglements
	VII.
SCHLU​SSBESTIMMUNGEN
ART. 31

Ein Exemplar dieses Reglements wird allen Mitgliedern der Körperschaft versandt mit der Auflage, es den an ihren Grundstücken Berechtigten zur Kenntnis zu bringen.


	
	ART. 32

	Inkrafttreten


	Der Vorstand wird mit der Anwendung dieses Reglements beauftragt, das unter Vorbehalt seiner Genehmigung durch den Staatsrat unverzüglich in Kraft tritt.




Also beschlossen an der Generalversammlung vom ...............

Für die Bodenverbesserungskörperschaft ..............

Der Präsident:

Der Sekretär:


Genehmigt vom Staatsrat des Kantons Freiburg, am ...............​
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